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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

105 Erteilung einer Vermessungsgenehmigung II 
für den Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieur Dipl.-Ing. Dirk Neuhaus 

Bezirksregierung Münster              01.03.2010 
Az: - 31 (33.2416) - 

Aufgrund des RdErl. des Ministers für Landesplanung, 
Wohnungsbau und öffentliche Arbeiten vom 05.04.1962 
in der Fassung des RdErl. des Innenministers vom 
30.06.1982 (SMBl. NRW. 71342) wird dem Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieur Dipl.-Ing. Dirk 
Neuhaus, Rheinstr. 24 in 46395 Bocholt, mit Wirkung 
vom 01.03.2010 die Genehmigung erteilt, den bei ihm 
beschäftigten VermTechn. Martin Portz zur Mitwirkung 
bei örtlichen Arbeiten nach Nr. 5 Abs. 1 des o.a. RdErl. 
heranzuziehen (Vermessungsgenehmigung II) 

      
gez. Sternberg 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2010 S. 109 

 

106 Erlöschen einer Vermessungsgenehmigung 
II für den Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieur Dipl.-Ing. Dirk Neuhaus 

Bezirksregierung Münster              01.03.2010 
Az.: - 31 (33.2416) -  

Die dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur 
Dipl.-Ing. Dirk Neuhaus, Rheinstr. 24 in 46395 Bocholt, 

für den VermTechn. Dirk Kloster erteilte Vermessungs-
genehmigung II ist mit Ablauf des 28.02.2010 erloschen. 

Bezug: Veröffentlichung im Amtsbl. Reg. Münster am 
17.07.2009 Seite 337 

gez. Sternberg 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2010 S. 109 

 

107 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 

Bezirksregierung Münster      48143 Münster, 05.03.2010 
Az.: 500- 0273572-0002/0001.V – 53.0024/09 

Fa. COMPO GmbH & Co. KG hat am 10.03.2009 einen 
Antrag zur Errichtung und zum Betrieb sowie zur Än-
derung von Anlagen zur Lagerung von Pflanzenschutz-
mitteln, Wirkstoffdüngern und ammoniumnitrathaltigen 
Düngemitteln der Gruppe B nach Anhang V der Ge-
fahrstoffverordnung auf dem Grundstück in 48157 
Münster-Handorf, Gildenstr. 38, Flur 6, Flurstücke 919, 
936, vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages ist die Erhöhung der Kapazität 
für die Lagerung von Schneckenkorn, ammonium-
nitrathaltigen Düngemitteln der Gruppe B, Pflanzen-
schutzmitteln und Abfüllung eines neuen Wirkstoff-
düngerproduktes (jeweils ohne bauliche Veränderungen) 
sowie die Einbindung einer baurechtlich genehmigten 

H 1296 
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Halle zur Lagerung und Abfüllung von ammonium-
nitrathaltigen Düngemitteln der Gruppe C. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 
Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer 
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 
da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 
UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 
Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 

gez. Rudolf Schoppmann 
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108 Bestandsübertragung eines Versicherungs-
vereins auf Gegenseitigkeit 

Die Bezirksregierung Münster hat durch Verfügung vom 
18.01.2010 die Bestandsveränderung durch Übertragung 
der Sterbekasse des Ostpreußischen Evangelischen. 
Arbeiter – Unterstützungsvereins Gelsenkirchen – Buer 
auf die Sterbekasse „Notgemeinschaft Zeche Hugo“ 
genehmigt. 

Münster, 18.01.2010 

Bezirksregierung Münster 
Az.: 34.02.04.01-64.13.18 
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C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen 

109 Bekanntmachung der Prüfungsordnung des 
Studieninstituts für kommunale Verwaltung 
Emscher-Lippe für Angestellte im kom-
munalen Verwaltungsdienst vom 17.12.2009 

 

Prüfungsordnung 
für Angestellte im kommunalen Verwaltungsdienst 

(POA-Gem) vom 17.12.2009 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes für das 
Studieninstitut für kommunale Verwaltung Emscher-
Lippe hat am 17.12.2009 gem. §§ 54, 56 Abs. 1 
Berufsbildungsgesetz vom 23.03.2005 (BGBl. I S. 931) 
i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) der Verordnung über 
die Zuständigkeiten nach dem Berufsbildungsgesetz und 
die Angelegenheiten der Berufsbildung im Rahmen der 
Handwerksordnung (GV. NRW. S. 446) in der zur Zeit 
gültigen Fassung (SGV. NRW. 7123) und in Überein-
stimmung mit dem Beschluss des Berufsbildungsaus-
schusses vom 26. Mai 2009 die folgende Prüfungs-
ordnung für die Durchführung von Fortbildungs-
prüfungen beschlossen: 
 

Erster Abschnitt 
Prüfungsausschüsse 

 
§ 1 

Errichtung 

Die zuständige Stelle errichtet für die Durchführung der 
Ersten und Zweiten Prüfung für Angestellte Prüfungs-
ausschüsse. 

§ 2 
Zusammensetzung und Berufung 

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus Beauftrag-
ten 

a) der Arbeitgeber, 
b) der Arbeitnehmer, 
c) der zuständigen Stelle. 

Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens 3 Mit-
gliedern. Die Zahl der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
beauftragten muss gleich sein. 

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben Stellver-
treterinnen oder Stellvertreter. Mitglieder und stellver-
tretende Mitglieder müssen für die Prüfungsgebiete 
sachkundig und für die Mitwirkung im Prüfungswesen 
geeignet sein. 

(2) Die Institutsvorsteherin oder der Instituts-
vorsteher beruft die Mitglieder und stellvertretenden 
Mitglieder des Prüfungsausschusses für die Dauer von 
vier Jahren. 

(3) Die Beauftragten der Arbeitgeber und deren 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter werden auf Vor-
schlag der Gebietskörperschaften berufen, die Träger des 
Studieninstituts sind. Die Beauftragten der Arbeitnehmer 
und deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter werden 
auf Vorschlag der im Einzugsgebiet des Studieninstituts 
für Angestellte im kommunalen Verwaltungsdienst be-
stehenden Gewerkschaften und selbständigen Vereini-
gungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufs-
politischer Zielsetzung berufen. 
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(4) Werden Mitglieder und stellvertretende Mit-
glieder nicht oder nicht in ausreichender Zahl innerhalb 
einer vom Studieninstitut gesetzten angemessenen Frist 
vorgeschlagen, so beruft die Institutsvorsteherin oder der 
Institutsvorsteher insoweit nach pflichtgemäßem Er-
messen. 

(5) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 
der Prüfungsausschüsse können nach Anhören der an 
ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund ab-
berufen werden. 

(6) Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes 
Mitglied aus, ist für die verbleibende Amtszeit des 
Prüfungsausschusses eine Neuberufung vorzunehmen. 

 

§ 3 
Befangenheit 

(1) Bei der Zulassung zur Prüfung und bei der 
Prüfung dürfen Prüfungsausschussmitglieder nicht mit-
wirken, die befangen sind. Die §§ 20 und 21 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. 
November 1999 (GV NRW S. 602/SGV. NRW. 2010) 
gelten entsprechend. 

(2) Prüfungsausschussmitglieder, die sich befangen füh-
len, oder Prüflinge, die die Besorgnis der Befangenheit 
geltend machen wollen, haben dies der Institutsvor-
steherin oder dem Institutsvorsteher mitzuteilen, während 
der Prüfung dem Prüfungsausschuss. 

(3) Die Entscheidung über den Ausschluss von der 
Mitwirkung trifft die Institutsvorsteherin oder der In-
stitutsvorsteher, während der Prüfung der Prüfungs-
ausschuss. 

(4) Ist infolge Befangenheit eine ordnungsgemäße 
Besetzung des Prüfungsausschusses nicht möglich, kann 
die Institutsvorsteherin oder der Institutsvorsteher die 
Durchführung der Prüfung einem anderen Prüfungsaus-
schuss übertragen. Das Gleiche gilt, wenn eine objektive 
Durchführung der Prüfung aus anderen Gründen nicht 
gewährleistet erscheint. 

 

§ 4 
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung 

(1) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte 
für die Dauer der Berufungszeit eine Vorsitzende oder 
einen Vorsitzenden und stellvertretende Vorsitzende. 
Vorsitzende und stellvertretende Vorsitzende sollen nicht 
derselben Mitgliedergruppe angehören. 

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, 
wenn zwei Drittel der Mitglieder, mindestens drei, 
mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Stimmenthaltung ist unzulässig. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme der Vorsitzenden 
oder des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 

§ 5 
Verschwiegenheit 

Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des 
Prüfungsausschusses haben über alle Prüfungsvorgänge 
Dritten gegenüber Verschwiegenheit zu wahren. 

Zweiter Abschnitt 

Abschluss mit schriftlicher und praktischer Prüfung 

 

§ 6 
Prüfungstermine, Ermittlung der 

Lehrgangsleistungen 

(1) Die Institutsvorsteherin oder der Institutsvor-
steher setzt die Prüfungstermine fest, veranlasst die Ein-
ladung der zur Prüfung zugelassenen Prüflinge und die 
Benachrichtigung der Arbeitgeber. Diese Aufgaben kön-
nen auf die Studienleiterin oder den Studienleiter über-
tragen werden. 

(2) Vor der Prüfung ist der Lehrgangspunktwert zu 
ermitteln. Für die Lehrgangsleistungen gelten die §§ 15, 
16 und 19 Abs. 4 sinngemäß; die erforderlichen Ent-
scheidungen trifft die Studienleiterin oder der Studien-
leiter. 

(3) In der Nachweisung nach Anlage 1, die die Stu-
dienleiterin oder der Studienleiter erstellt, sind die Punkt-
werte der im Lehrgang erbrachten schriftlichen und son-
stigen Leistungen (z.B. mündliche Leistungen, Tests, 
Hausarbeiten) zum Lehrgangspunktwert zusammenzu-
fassen. § 17 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Punktwerte der 
schriftlichen und sonstigen Leistungen sind im Verhältnis 
3:1 zu gewichten. Der Lehrgangspunktwert ist der oder 
dem Angestellten bekanntzugeben. 

 

§ 7 
Ziele, Gegenstand und Bewertung 

(1) Die Prüfung dient der Feststellung, ob der 
Prüfling 

a) über die Fachkompetenz und 
b) über die Handlungs- und Sozialkompetenz 

zur Wahrnehmung von Aufgaben verfügt, für die die 
Erste oder Zweite Prüfung Voraussetzung ist. 

(2) Sie hat den aus der kommunalen Verwaltungs-
praxis erwachsenden Anforderungen und Aufgabenstel-
lungen mit unterschiedlichem Verantwortungs- und 
Schwierigkeitsgrad Rechnung zu tragen und umfasst ins-
besondere in der Zweiten Prüfung auch das Verständnis 
komplexer Zusammenhänge sowie die erforderlichen 
Methodenkenntnisse. 

(3) Bei der Bewertung der schriftlichen und praktischen 
Leistungen sind die Richtigkeit der sachlichen Aussage, 
die praktische Verwendbarkeit, die Art und Folge-
richtigkeit der Begründung, die Gliederung, die äußere 
Form, Rechtschreibung und Zeichensetzung und die 
sprachliche Darstellung zu berücksichtigen. 

 

§ 8 
Gliederung der Prüfung 

Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und einem 
praktischen Teil. Die schriftliche Prüfung geht der 
praktischen Prüfung voraus. 

 

§ 9 
Erleichterung für behinderte Prüflinge 

Behinderten Prüflingen sind auf Antrag die ihrer Be-
hinderung angemessenen Erleichterungen zu gewähren. 
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Die Erleichterungen dürfen nach Art und Umfang nicht 
zu einer qualitativen Herabsetzung der Prüfungsan-
forderungen insgesamt führen. 

 

§ 10 
Aufgaben für die schriftliche Prüfung 

(1) In der Ersten Prüfung sind im schriftlichen Teil 
vier Arbeiten von jeweils 180 Minuten Dauer aus 
mindestens drei der in Anlage 2 genannten vier 
Prüfungsbereiche anzufertigen. 

(2) In der Zweiten Prüfung sind im schriftlichen 
Teil vier Arbeiten von jeweils 240 Minuten Dauer aus 
mindestens drei der in Anlage 2 genannten vier 
Prüfungsbereiche anzufertigen. 

(3) Die Institutsvorsteherin oder der Institutsvor-
steher bestimmt die Aufgaben für die schriftliche 
Prüfung. Diese Befugnis kann auf die Studienleiterin oder 
den Studienleiter übertragen werden. Die Prüfungsauf-
gaben sollen fächerübergreifende Bezüge aufweisen. 

(4) Die Prüfungsfächer sind den Prüflingen späte-
stens vier Wochen vor Beginn der schriftlichen Prüfung 
bekannt zu geben. 

 

§ 11 
Aufsicht bei der schriftlichen Prüfung 

(1) Die schriftlichen Arbeiten werden unter Auf-
sicht angefertigt. Die Studienleiterin oder der Studien-
leiter bestimmt, wer die Aufsicht führt. 

(2) Die schriftlichen Aufgaben sind getrennt in 
verschlossenen Umschlägen aufzubewahren. Die Um-
schläge werden erst an den Prüfungstagen in Gegenwart 
der Prüflinge geöffnet. Bei jeder Aufgabe sind die Zeit, in 
der sie zu lösen ist, und die Hilfsmittel, die benutzt 
werden können, anzugeben. Die Prüflinge sind auf die 
Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungs-
verstößen (§ 15) hinzuweisen. 

(3) Die Lösungen dürfen keinen Hinweis auf den 
Prüfling enthalten. 

(4) Die oder der Aufsichtführende fertigt eine 
Niederschrift nach dem Muster der Anlage 3, vermerkt in 
ihr jede Unregelmäßigkeit und verzeichnet auf jeder 
Arbeit den Zeitpunkt der Abgabe. Die abgegebenen 
Arbeiten sind in einem Umschlag zu verschließen und der 
Geschäftsstelle des Studieninstituts unmittelbar zu 
übersenden. 

 

§ 12 
Beurteilung der schriftlichen Prüfungsarbeiten 

(1) Jede Prüfungsarbeit ist von einer Fachlehrerin 
oder einem Fachlehrer und von einem Mitglied oder 
einem stellvertretenden Mitglied des Prüfungsaus-
schusses zu beurteilen. Die Institutsvorsteherin oder der 
Institutsvorsteher bestimmt, wer die Erst- und Zweit-
begutachtung vornimmt; § 10 Abs. 3 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(2) Nach Begutachtung stehen die Prüfungsarbeiten 
allen Mitgliedern des Prüfungsausschusses in den Ge-
schäftsräumen des Studieninstituts zur Einsichtnahme zur 
Verfügung. Jedes Mitglied ist berechtigt, eine von dem 

Urteil des Gutachters oder Mitgutachters abweichende 
Beurteilung mit Begründung schriftlich zu vermerken. 

(3) Bei abweichender Beurteilung bewertet der 
Prüfungsausschuss die Arbeit endgültig. 

(4) Erst nach endgültiger Bewertung sämtlicher 
Arbeiten darf die Anonymität aufgehoben werden. 

 

§ 13 
Zulassung zur praktischen Prüfung 

(1) Ein Prüfling ist zur praktischen Prüfung 
zugelassen, wenn 

a) drei Arbeiten mit mindestens 5 Punkten 
bewertet sind und 

b) der Durchschnitt der vier Prüfungsarbeiten 
mindestens 5 Punkte ergibt. 

(2) Bei Nichtzulassung ist die Prüfung nicht 
bestanden. 

 

§ 14 
Praktische Prüfung 

(1) Die praktische Prüfung besteht aus einer handlungs- 
und praxisorientierten Situation, in welcher der Prüfling 
vorrangig seine berufspezifischen sozialen und kommuni-
kativen Kompetenzen nachweisen soll. Die praktische 
Prüfung soll in der Ersten Prüfung für den einzelnen 
Prüfling nicht länger als 20 Minuten, in der Zweiten 
Prüfung nicht länger als 30 Minuten dauern. 

Dem Prüfling ist eine angemessene Vorbereitungszeit zu 
gewähren. 

(2) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses legt auf Vorschlag der Studienleiterin oder des 
Studienleiters die Aufgabe für die praktische Prüfung fest 
und bestimmt die Prüfenden. 

(3) Spätestens am zehnten Tage vor der praktischen 
Prüfung sind den Prüflingen die Zulassung zur prak-
tischen Prüfung, die Prüfungsfächer und auf Antrag die 
Ergebnisse der schriftlichen Prüfung bekannt zu geben. 

Im Falle der Präsentation einer Hausaufgabe wird die 
Aufgabe frühestens vier Wochen vor der praktischen 
Prüfung bekannt gegeben. 

(4) Die Prüfung ist nicht öffentlich. Beauftragte der 
Bezirksregierung und des Innenministeriums sowie die 
Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Berufs-
bildungsausschusses können anwesend sein. Der Prü-
fungsausschuss kann andere Personen als Gäste zulassen. 
Bei der Beratung über das Prüfungsergebnis dürfen nur 
die Mitglieder des Prüfungsausschusses anwesend sein. 

 

 
 

§ 15 
Täuschungsversuch und Verstöße gegen die Ordnung 

(1) Prüflinge, die eine Täuschung versuchen oder erheb-
lich gegen die Ordnung verstoßen, können von der Vor-
sitzenden oder vom Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses von der Teilnahme an der weiteren Prüfung 
ausgeschlossen werden. Prüflinge, die bei der Anferti-
gung einer schriftlichen Arbeit täuschen oder einen Täu-
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schungsversuch unternehmen oder erheblich gegen die 
Ordnung verstoßen, können von der aufsichtführenden 
Person von der Fortsetzung dieser Arbeit ausgeschlossen 
werden. Über die Teilnahme an der weiteren Prüfung 
entscheidet die Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses. 

(2) Über die Folgen einer Täuschung, eines Täu-
schungsversuchs oder eines erheblichen Verstoßes gegen 
die Ordnung entscheidet der Prüfungsausschuss nach An-
hörung des Prüflings. Er kann nach der Schwere der 
Verfehlungen die Wiederholung einzelner oder mehrerer 
Prüfungsleistungen anordnen, einzelne Prüfungsleistun-
gen mit „ungenügend (0 Punkte)" bewerten oder die 
Prüfung für nicht bestanden erklären. 

(3) Hat ein Prüfling bei der Prüfung getäuscht und 
wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeug-
nisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss die Prü-
fung nachträglich für nicht bestanden erklären, jedoch nur 
innerhalb einer Frist von einem Jahr nach dem Tage der 
praktischen Prüfung. 

 

§ 16 
Bewertung 

Für die einzelnen Prüfungsleistungen und das Gesamt-
ergebnis der Prüfung werden folgende Noten erteilt: 

sehr gut 15 oder 14 Punkte: 
eine den Anforderungen in besonderem Maße ent-
sprechende Leistung; 

gut 13, 12, 11 Punkte: 
eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung; 

befriedigend 10, 9, 8 Punkte: 
eine im Allgemeinen den Anforderungen entsprechende 
Leistung; 

ausreichend 7, 6, 5 Punkte: 
eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, im Ganzen aber 
den Anforderungen noch entspricht; 

mangelhaft 4, 3, 2 Punkte: 
eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, 
die jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer 
Zeit behoben werden könnten; 

ungenügend 1 oder 0 Punkte: 
eine den Anforderungen nicht entsprechende Leistung, 
bei der selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, 
dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden 
könnten. 

 

§ 17 
Feststellung des Gesamtergebnisses 

(1) Nach der praktischen Prüfung trifft der Prü-
fungsausschuss die Entscheidung darüber, ob und mit 
welchem Gesamtergebnis die Prüfung bestanden ist. 

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses 
werden 

1. der Lehrgangspunktwert mit 30 v. H., 

2. der Punktwert für die Leistungen in der 
schriftlichen Prüfung mit 50 v. H., wobei die Ergebnisse 
der Prüfungsarbeiten gleich gewichtet werden, und 

3. der Punktwert für die Leistungen in der 
praktischen Prüfung mit 20 v. H. berücksichtigt. 

(3) Bruchwerte sind ohne Rundung bis zur zweiten 
Dezimalstelle zu errechnen. 

(4) Die Punktwerte nach Absatz 2 werden ent-
sprechend ihrem jeweiligen Anteilsverhältnis zu einem 
Punktwert für die Abschlussnote zusammengefasst. Den 
ermittelten Punktwerten entsprechen folgende Noten: 

13,50 bis 15,00 = sehr gut, 
10,50 bis 13,49 = gut, 
  7,50 bis 10,49 = befriedigend, 
 5,00 bis    7,49 = ausreichend. 

(5) Die Prüfung ist bestanden, wenn mindestens die 
Gesamtnote „ausreichend (5,00 Punkte)" erreicht ist. 

(6) Über den Verlauf der praktischen Prüfung und über 
die Feststellung des Gesamtergebnisses der Prüfung ist 
eine Niederschrift zu fertigen, die von den Mitgliedern 
des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen ist. Die Nie-
derschrift muss Angaben enthalten über 

- die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses, 

- die zur Prüfung zugezogenen Fachlehrerinnen und  
   Fachlehrer,  

- sonstige Teilnehmerinnen oder Teilnehmer, 

- die Bewertung der Lehrgangsleistungen, 

- die Beurteilung der schriftlichen Prüfungsarbeiten, 

- die Bewertung der praktischen Prüfungsleistung und  
- das Gesamtergebnis. 
 

§ 18 
Zeugnis 

(1) Wer die Prüfung besteht, erhält ein Zeugnis 
nach dem Muster der Anlagen 4 oder 5. 

(2) Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält 
hierüber einen Bescheid des Studieninstituts. 

(3) Das zuständige Studieninstitut kann Ange-
stellten, die vor Inkrafttreten der Prüfungsordnung vom 
27. Januar 2005 die Zweite Prüfung für Angestellte 
bestanden haben, auf Antrag eine Bescheinigung nach 
dem Muster der Anlage 6 erteilen. 

 

§ 19 
Krankheit, Rücktritt, Versäumnis 

(1) Ist ein Prüfling durch Krankheit oder sonstige 
von ihm nicht zu vertretende Umstände an der Ablegung 
der Prüfung oder einzelner Prüfungsabschnitte verhindert, 
so hat er dies im Falle der Krankheit durch ein ärztliches 
Zeugnis, im Übrigen in sonst geeigneter Form nachzu-
weisen. 

2) Ein Prüfling kann in besonderen Fällen mit 
Genehmigung der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden 
des Prüfungsausschusses von der Prüfung zurücktreten. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 wird die Prüfung an 
einem von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zu bestimmenden Termin fortge-
setzt. Sie oder er entscheidet auch, in welchem Umfang 
bereits erbrachte Prüfungsleistungen anzurechnen sind. 

(4) Schriftliche Arbeiten, zu denen ein Prüfling 
ohne hinreichende Entschuldigung nicht erscheint oder 
deren Lösung er ohne hinreichende Entschuldigung nicht 
oder nicht rechtzeitig abliefert, werden mit der Note 
„ungenügend (0 Punkte)" bewertet. 
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(5) Erscheint ein Prüfling ohne hinreichende Ent-
schuldigung nicht zur praktischen Prüfung oder tritt er 
ohne Genehmigung von der Prüfung zurück, so gilt die 
Prüfung als nicht bestanden. Die Feststellung trifft der 
Prüfungsausschuss. 

 

§ 20 
Wiederholung der Prüfung 

(1) Eine nicht bestandene Prüfung kann einmal 
wiederholt werden. 

(2) Die Prüfung ist vollständig zu wiederholen; 
einzelne Prüfungsleistungen können nicht erlassen 
werden. 

(3) Der Lehrgangspunktwert wird aus der ersten 
Prüfung übernommen. Soweit der Lehrgang teilweise 
wiederholt wird, sind bei der Ermittlung der Lehr-
gangsleistungen die im Wiederholungslehrgang gefertig-
ten Klausuren sowie die in dieser Zeit erbrachten son-
stigen Leistungen zusätzlich mit einzubeziehen. Soweit 
der Lehrgang vollständig wiederholt wird, werden für die 
Bewertung der Lehrgangsleistungen ausschließlich die im 
Wiederholungslehrgang erbrachten Leistungen zugrunde 
gelegt. 

 

§ 21 
Einsichtnahme und Aufbewahrungsfristen 

(1) Der Prüfling kann nach Abschluss des Prü-
fungsverfahrens innerhalb eines Jahres Einsicht in die 
von ihm gefertigten Prüfungsarbeiten einschließlich ihrer 
Bewertung nehmen. 

(2) Die Prüfungsunterlagen sind mindestens fünf 
Jahre aufzubewahren. 

 

Dritter Abschnitt 

Sondervorschriften für den Abschluss mit modularer 
Zweiter Angestelltenprüfung 

 

§ 22 
Bestandteile der Prüfungsleistungen 

(1) Das Ergebnis der modularen Prüfung setzt sich 
entsprechend der Anlagen l a bzw. l b zusammen aus den 
Ergebnissen 

a) der Leistungsnachweise der Pflichtmodule ei-
nes modular aufgebauten Lehrganges für Angestellte und 

b) der praktischen Prüfung. 

(2) Alle Leistungsnachweise müssen innerhalb von 
dreieinhalb Jahren erbracht werden. Über Ausnahmen 
entscheidet der Studienleiter oder die Studienleiterin. 

(3) Leistungsnachweise, die unter den Bedingun-
gen dieser Prüfungsordnung bei anderen zuständigen 
Stellen erbracht worden sind, können anerkannt werden. 
Über die Anerkennung entscheidet der Studienleiter oder 
die Studienleiterin. 

 
§ 23 

Feststellung des Gesamtergebnisses 

(1) In das Gesamtergebnis fließen die Leistungs-
nachweise mit 80 %, die praktische Prüfung mit 20 % 
ein. 

(2) Für die Berechnung gelten § 17 Absätze 3 und 
4 entsprechend. 

(3) Die Prüfung ist bestanden, wenn 

a) an allen Modulen teilgenommen worden ist, 

b) der Durchschnitt der Leistungsnachweise min-
destens fünf Punkte beträgt, 

c) nicht mehr als drei Leistungsnachweise des Ba-
sisstudiums mit weniger als fünf Punkten bewertet sind, 

d) zwei Klausuren im Schwerpunktbereich mit 
mindestens fünf Punkten bewertet sind und der Durch-
schnitt der Klausuren im Schwerpunktbereich mindestens 
5 Punkte beträgt, wenn ein Abschluss mit Schwerpunkt 
angestrebt wird, 

e) zwei Klausuren in den Schwerpunktbereichen 
mit mindestens fünf Punkten bewertet sind und der 
Durchschnitt der Klausuren in den Schwerpunktbereichen 
mindestens 5 Punkte beträgt, wenn ein Abschluss ohne 
Schwerpunkt angestrebt wird. 

Die Voraussetzung nach Buchstabe a) ist erfüllt, wenn 
nicht mehr als 20 % Fehlzeiten je Modul vorliegen. Über 
Ausnahmen entscheidet der Studienleiter oder die 
Studienleiterin. 

(4) Nach der praktischen Prüfung trifft der 
Prüfungsausschuss die Entscheidung darüber, ob und mit 
welchem Gesamtergebnis die Prüfung bestanden ist. 

 

§ 24 
Wiederholung von Prüfungsleistungen 

(1) Werden vier Leistungsnachweise im Basis-
studium mit weniger als fünf Punkten bewertet, kann ein 
Leistungsnachweis einmal wiederholt werden. 

(2) Werden zwei Klausuren in den Schwerpunkt-
bereichen mit weniger als fünf Punkten bewertet, kann 
ein Leistungsnachweis einmal wiederholt werden. 

(3) Die Wiederholung kann während des Lehr-
ganges erfolgen, wenn feststeht, dass andernfalls die 
Bedingungen des § 23 Abs. 3 nicht erfüllt werden. 

(4) Eine Wiederholung ist nicht möglich, wenn 
mehr als vier Leistungsnachweise im Basisstudium bzw. 
alle Leistungsnachweise im Schwerpunktbereich mit we-
niger als fünf Punkten bewertet sind. 

 

§ 25 
Andere Bestimmungen 

Für die modulare Prüfung finden im Übrigen die Vor-
schriften der Abschnitte eins und zwei Anwendung. 

 

Vierter Abschnitt 

Schlussbestimmungen 

§ 26 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung 

(1) Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
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Münster in Kraft. Der Wortlaut der Prüfungsordnung 
entspricht der Musterprüfungsordnung, die am 
08.06.2009 gem. § 47 Abs. 1 Satz 2 BBiG durch das 
Innenministerium Nordrhein-Westfalen genehmigt 
wurde. 

(2) Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung vom 
06.12.1995 in der zuletzt geänderten Fassung vom 
13.06.2003 außer Kraft. 

(3) Für Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Ange-
stelltenlehrgängen, die vor dem Inkrafttreten dieser 
Prüfungsordnung eingerichtet worden sind, gelten die 
Bestimmungen der bisherigen Prüfungsordnung fort. 
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Bekanntmachung der Prüfungsordnung 
Die vorstehende Prüfungsordnung einschließlich der An-
agen 1 bis 6 wird öffentlich im Amtsblatt der Bezirks-
regierung Münster bekannt gemacht. 

Recklinghausen, 14.02.2010 

Zweckverband für das Studieninstitut 
für kommunale Verwaltung Emscher-Lippe 

Der Verbandsvorsteher 

I.A. 
Schmitz 

Studienleiter 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2010 S. 110-126 

 

 

110 Regionalverband Ruhr 

Die 2. Sitzung der Verbandsversammlung findet am 
Montag, 22. März 2010 - 10:00 Uhr - im Robert-
Schmidt-Saal, Kronprinzenstraße 35 / Erdgeschoss, 
45128 Essen, statt 

Tagesordnung 

Offentliehe Sitzung 

1 Angelegenheiten nach Landesplanungsgesetz 
1.1 Förderprogramm für den kommunalen Straßen- 
und Radwegebau 2010 
Hier: Unterrichtung und Beschlussfassung 
1.2 Förderprogramm für den kommunalen Sonder-
Radwegebau 2010 
hier: Unterrichtung und Beschlussfassung 
1.3 Kunst- und Kulturförderung 
hier: Projektförderung im Rahmen der Regionalen 
Kulturpolitik 2010 
- Beratung und Beschlussfassung – 
1.4 Anfragen und Mitteilungen 

2. Angelegenheiten nach RVR-Gesetz 
2.1 Wechsel in den Ausschüssen 
2.2 Verabschiedung der Haushaltssatzung 2010 
- Anderungsliste für den Haushalt 2010 des RVR 
2.3 Haushalt 2010 - Organisationsuntersuchung 
2.4 Jahresabschlüsse 2006-2009 
2.5 Angelegenheiten der AGR 
- Anpassung der Einstandspflichterklärungen nach § 18 
Abs. 4 Deponieverordnung 
2.6 Angelegenheiten der RUHR.2010 GmbH 
- Jahresabschlüsse für die Jahre 2006, 2007 und 2008 
2.7 Eigenbetriebsähnliche Einrichtung RVR Ruhr 
Grün - Jahresbericht 2009 
2.8 Feststellung des Wirtschaftsplanes der eigen-
betriebsähnlichen Einrichtung RVR Ruhr Grün für das 
Jahr 2010 
2.9 Feststellung der Eröffnungsbilanz 
2.10 Wirtschaftsplan 2010 mit mittelfristiger Finanz-
planung 
2.11 Darstellung anderer Organisationsformen der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen des RVR sowie 
deren Vor- und Nachteile 
2.12 Resolution der Verbandsversammlung zur Finanz-
situation der Kommunen im Ruhrgebiet 

2.13 Anfragen und Mitteilungen 

Essen, 04.03.2010 

Horst Schiereck 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2010 S. 126 

 

 

111 Regionalverband Ruhr - 12. Verbandsver-
sammlung des Regionalverbandes Ruhr - 
Feststellung eines Nachfolgers 

Das Mitglied der 12. Verbandsversammlung des Re-
gionalverbandes Ruhr, Herr Mario Herrmann, hat sein 
Mandat mit Wirkung zum 21.03.2010 niedergelegt. 

Als Nachfolgerin ist mit Wirkung vom 22.03.2010 
Sabine von der Beck 
Vennheider Weg 19 
45772 Marl 

Mitglied der 12. Verbandsversammlung des Regional-
verbandes Ruhr. 

 

 

 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2010 S. 126 

 

 

112 Ungültigkeitserklärung für einen in Verlust 
geratenen Polizeidienstausweis 

Der Polizeidienstausweis Nr. 0316355 
des Polizeioberkommissars Martin Schulte 
ausgestellt am  20.03.2003 
von den                 Zentralen Polizeitechnischen 
                                              Diensten in Düsseldorf 
ist in Verlust geraten und wird für ungültig erklärt. 

Der unbefugte Gebrauch des Dienstausweises wird straf-
rechtlich verfolgt. 

Sollte der Ausweis gefunden werden, wird gebeten, ihn 
der Kreispolizeibehörde Steinfurt zurückzugeben. 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2010 S. 126 
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